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RICHTLINIE 2008/56/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES 

vom 17. Juni 2008 

zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der 
Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt (Meeresstrategie- 

Rahmenrichtlinie) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand 

(1) Mit dieser Richtlinie wird ein Rahmen geschaffen, innerhalb des­
sen die Mitgliedstaaten die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um 
spätestens bis zum Jahr 2020 einen guten Zustand der Meeresumwelt 
zu erreichen oder zu erhalten. 

(2) Zu diesem Zweck werden Meeresstrategien entwickelt und umge­
setzt, um 

a) die Meeresumwelt zu schützen und zu erhalten, ihre Verschlechte­
rung zu verhindern oder, wo durchführbar, Meeresökosysteme in 
Gebieten, in denen sie geschädigt wurden, wiederherzustellen; 

b) Einträge in die Meeresumwelt zu verhindern und zu verringern, um 
die Verschmutzung im Sinne von Artikel 3 Absatz 8 schrittweise zu 
beseitigen, um sicherzustellen, dass es keine signifikanten Auswir­
kungen auf oder Gefahren für die Artenvielfalt des Meeres, die Mee­
resökosysteme, die menschliche Gesundheit und die rechtmäßige 
Nutzung des Meeres gibt. 

(3) Im Rahmen der Meeresstrategien wird ein Ökosystem-Ansatz für 
die Steuerung menschlichen Handelns angewandt, der gewährleistet, 
dass die Gesamtbelastung durch diese Tätigkeiten auf ein Maß be­
schränkt bleibt, das mit der Erreichung eines guten Umweltzustands 
vereinbar ist, und dass die Fähigkeit der Meeresökosysteme, auf vom 
Menschen verursachte Veränderungen zu reagieren, nicht beeinträchtigt 
wird, und der gleichzeitig die nachhaltige Nutzung von Gütern und 
Dienstleistungen des Meeres heute und durch die künftigen Generatio­
nen ermöglicht. 

(4) Diese Richtlinie leistet einen Beitrag zur Kohärenz der verschie­
denen politischen Maßnahmen, Vereinbarungen und Rechtsetzungsmaß­
nahmen, die sich auf die Meeresumwelt auswirken, und sie zielt darauf 
ab, die Berücksichtigung von Umweltbelangen bei diesen Maßnahmen 
und Vereinbarungen sicherzustellen. 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Richtlinie gilt für alle Meeresgewässer im Sinne von Ar­
tikel 3 Absatz 1 und berücksichtigt die grenzüberschreitenden Auswir­
kungen auf die Qualität der Meeresumwelt von Drittstaaten in der glei­
chen Meeresregion oder -unterregion. 

(2) Diese Richtlinie gilt nicht für Tätigkeiten, die allein der Vertei­
digung oder der nationalen Sicherheit dienen. Die Mitgliedstaaten sind 
jedoch bestrebt sicherzustellen, dass diese Tätigkeiten so durchgeführt 
werden, dass sie — soweit angemessen und machbar — mit den Zielen 
dieser Richtlinie vereinbar sind. 
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Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

1. „Meeresgewässer“ sind 

a) die Gewässer, der Meeresgrund und der Meeresuntergrund see­
wärts der Basislinie, ab der die Ausdehnung der Territorialge­
wässer ermittelt wird, bis zur äußersten Reichweite des Gebiets, 
in dem ein Mitgliedstaat gemäß dem Seerechtsübereinkommen 
der Vereinten Nationen Hoheitsbefugnisse hat und/oder ausübt, 
mit Ausnahme der an die in Anhang II des Vertrags genannten 
Länder und Hoheitsgebiete angrenzenden Gewässer und der 
französischen überseeischen Departements und Gebietskörper­
schaften, und 

b) Küstengewässer im Sinne der Richtlinie 2000/60/EG, ihr Mee­
resgrund und ihr Untergrund, sofern bestimmte Aspekte des 
Umweltzustands der Meeresumwelt nicht bereits durch die ge­
nannte Richtlinie oder andere Rechtsvorschriften der Gemein­
schaft abgedeckt sind. 

2. „Meeresregion“ ist eine der in Artikel 4 aufgeführten Meeresregio­
nen. Meeresregionen und ihre Unterregionen werden festgelegt, um 
die Umsetzung dieser Richtlinie zu erleichtern; bei ihrer Festlegung 
werden hydrologische, ozeanografische und biogeografische Merk­
male berücksichtigt. 

3. „Meeresstrategie“ ist die nach Artikel 5 für jede betreffende Mee­
resregion bzw. -unterregion zu entwickelnde und durchzuführende 
Strategie. 

4. „Umweltzustand“ ist der Gesamtzustand der Umwelt in Meeres­
gewässern unter Berücksichtigung von Struktur, Funktion und Pro­
zessen der einzelnen Meeresökosysteme und der natürlichen phy­
siografischen, geografischen, biologischen, geologischen und klima­
tischen Faktoren sowie der physikalischen, akustischen und che­
mischen Bedingungen, einschließlich der Bedingungen, die als 
Folge menschlichen Handelns in dem betreffenden Gebiet und au­
ßerhalb davon entstehen. 

5. „Guter Umweltzustand“ ist der Umweltzustand, den Meeresgewäs­
ser aufweisen, bei denen es sich um ökologisch vielfältige und 
dynamische Ozeane und Meere handelt, die im Rahmen ihrer je­
weiligen Besonderheiten sauber, gesund und produktiv sind und 
deren Meeresumwelt auf nachhaltigem Niveau genutzt wird, so 
dass die Nutzungs- und Betätigungsmöglichkeiten der gegenwärti­
gen und der zukünftigen Generationen erhalten bleiben, d. h.: 

a) die Struktur, die Funktionen und die Prozesse der einzelnen 
Meeresökosysteme sowie die damit verbundenen physiogra­
fischen, geografischen, geologischen und klimatischen Faktoren 
ermöglichen es, dass diese Ökosysteme ohne Einschränkungen 
funktionieren und ihre Widerstandsfähigkeit gegen vom Men­
schen verursachte Umweltveränderungen erhalten bleibt. Die 
im Meer lebenden Arten und ihre Lebensräume sind geschützt, 
ein vom Menschen verursachter Rückgang der biologischen 
Vielfalt wird verhindert, und die unterschiedlichen biologischen 
Komponenten stehen im Gleichgewicht. 
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b) Die hydromorphologischen, physikalischen und chemischen 
Verhältnisse der Ökosysteme, einschließlich der Verhältnisse, 
die sich aus menschlicher Tätigkeit in dem betroffenen Gebiet 
ergeben, stützen die vorstehend beschriebenen Ökosysteme. 
Vom Menschen verursachte Einträge von Stoffen und Energie, 
einschließlich Lärm, in die Meeresumwelt verursachen keine 
Verschmutzungseffekte. 

Der gute Umweltzustand wird auf der Ebene der jeweiligen Mee­
resregion bzw. -unterregion im Sinne von Artikel 4 anhand der in 
Anhang I genannten qualitativen Deskriptoren festgelegt. Zur Errei­
chung eines guten Umweltzustands wird ein anpassungsfähiges Ma­
nagement auf der Grundlage des Ökosystem-Ansatzes angewandt. 

6. „Kriterien“ sind charakteristische technische Merkmale, die eng mit 
qualitativen Deskriptoren verbunden sind. 

7. „Umweltziel“ ist eine qualitative oder quantitative Aussage über 
den erwünschten Zustand der verschiedenen Komponenten von 
Meeresgewässern und deren Belastungen sowie Beeinträchtigungen 
für jede einzelne Meeresregion bzw. -unterregion. Umweltziele wer­
den gemäß Artikel 10 festgelegt. 

8. „Verschmutzung“ ist die durch menschliches Handeln direkt oder 
indirekt bewirkte Zuführung von Stoffen oder Energie — ein­
schließlich vom Menschen verursachter Unterwassergeräusche — 
in die Meeresumwelt, aus der sich abträgliche Wirkungen wie 
eine Schädigung der lebenden Ressourcen und der Meeresökosys­
teme einschließlich des Verlusts der Artenvielfalt, eine Gefährdung 
der menschlichen Gesundheit, eine Behinderung der maritimen Tä­
tigkeiten einschließlich der Fischerei, des Fremdenverkehrs und der 
Erholung und der sonstigen rechtmäßigen Nutzung des Meeres, eine 
Beeinträchtigung des Gebrauchswerts des Meerwassers und eine 
Verringerung der Annehmlichkeiten der Umwelt oder generell 
eine Beeinträchtigung der nachhaltigen Nutzung von Gütern und 
Dienstleistungen des Meeres ergeben oder ergeben können. 

9. „Regionale Zusammenarbeit“ ist die Zusammenarbeit und Koor­
dination der Maßnahmen der Mitgliedstaaten und, wann immer 
möglich, der Drittländer, die Anrainer derselben Meeresregion 
bzw. -unterregion sind, zum Zwecke der Entwicklung und Umset­
zung von Meeresstrategien. 

10. „Regionale Meeresübereinkommen“ sind internationale Überein­
kommen oder internationale Vereinbarungen zusammen mit ihrem 
jeweiligen Verwaltungsorgan, die zum Schutz der Meeresumwelt in 
den in Artikel 4 genannten Meeresregionen geschlossen worden 
sind, wie beispielsweise das Übereinkommen über den Schutz der 
Meeresumwelt des Ostseegebiets, das Übereinkommen zum Schutz 
der Meeresumwelt des Nordostatlantiks und das Übereinkommen 
zum Schutz der Meeresumwelt und der Küstengebiete des Mittel­
meers. 

Artikel 4 

Meeresregionen und -unterregionen 

(1) Die Mitgliedstaaten tragen bei der Erfüllung ihrer Verpflichtun­
gen gemäß dieser Richtlinie der Tatsache Rechnung, dass Meeresgewäs­
ser unter ihrer Souveränität oder ihren Hoheitsbefugnissen Bestandteil 
folgender Meeresregionen sind: 
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a) Ostsee; 

b) Nordostatlantik; 

c) Mittelmeer; 

d) Schwarzes Meer. 

(2) Um Besonderheiten bestimmter Gebiete zu berücksichtigen, kön­
nen die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung dieser Richtlinie die in Ab­
satz 1 genannten Meeresgewässer in geeigneter Form unterteilen, sofern 
diese Unterteilung mit folgenden Unterregionen vereinbar ist: 

a) Nordostatlantik: 

i) erweiterte Nordsee, einschließlich Kattegat und Ärmelkanal; 

ii) Keltische Meere; 

iii) Biskaya und Iberische Küste; 

iv) im atlantischen Ozean: die makaronesische biogeografische Re­
gion, die die Meeresgewässer um die Azoren, Madeira und die 
Kanarischen Inseln umfasst; 

b) Mittelmeer: 

i) westliches Mittelmeer; 

ii) Adria; 

iii) Ionisches Meer und zentrales Mittelmeer; 

iv) Ägäis und levantinisches Meer. 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission innerhalb der in Ar­
tikel 26 Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten Frist über jede Unterteilung, 
die sie vornehmen; sie können diese jedoch nach Abschluss der in 
Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer i genannten Anfangsbewertung 
überarbeiten. 

Artikel 5 

Meeresstrategien 

(1) Jeder Mitgliedstaat entwickelt für jede betreffende Meeresregion 
oder -unterregion eine Meeresstrategie für seine Meeresgewässer, die 
mit dem in Absatz 2 Buchstaben a und b dargelegten Aktionsplan im 
Einklang steht. 

(2) Die Mitgliedstaaten, die Anrainerstaaten derselben Meeresregion 
oder -unterregion sind, arbeiten zusammen, um sicherzustellen, dass 
innerhalb jeder Meeresregion oder -unterregion die zur Erreichung der 
Ziele dieser Richtlinie erforderlichen Maßnahmen, insbesondere die ver­
schiedenen Bestandteile der in den Buchstaben a und b genannten Mee­
resstrategien, in der betroffenen Meeresregion oder -unterregion gemäß 
dem folgenden Aktionsplan, für den die jeweiligen Mitgliedstaaten ei­
nen gemeinsamen Ansatz anstreben, kohärent sind und koordiniert wer­
den: 
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a) Vorbereitung: 

i) spätestens am 15. Juli 2012 Fertigstellung einer Anfangsbewer­
tung zur Erfassung des aktuellen Umweltzustands der betreffen­
den Gewässer und der Auswirkungen menschlichen Handelns 
auf den Umweltzustand dieser Gewässer gemäß Artikel 8; 

ii) spätestens am 15. Juli 2012 Beschreibung eines guten Umwelt­
zustands der betreffenden Gewässer gemäß Artikel 9 Absatz 1; 

iii) spätestens am 15. Juli 2012 Festlegung von Umweltzielen und 
dazu gehörenden Indikatoren gemäß Artikel 10 Absatz 1; 

iv) spätestens am 15. Juli 2014 Erstellung und Durchführung eines 
Überwachungsprogramms für die laufende Bewertung und regel­
mäßige Aktualisierung der Ziele gemäß Artikel 11 Absatz 1, 
sofern einschlägige Rechtsvorschriften der Gemeinschaft keine 
anderweitigen Bestimmungen enthalten. 

b) Maßnahmenprogramme: 

i) bis spätestens 2015 Erstellung eines Maßnahmenprogramms zur 
Erreichung bzw. Aufrechterhaltung des guten Umweltzustands 
gemäß Artikel 13 Absätze 1, 2 und 3; 

ii) bis spätestens 2016 praktische Umsetzung des unter Ziffer i ge­
nannten Programms im Einklang mit Artikel 13 Absatz 10. 

(3) Wenn verschiedene Mitgliedstaaten an ein und dieselbe, von die­
ser Richtlinie erfasste Meeresregion oder -unterregion angrenzen und 
der Zustand des Meeres so kritisch ist, dass dringend gehandelt werden 
muss, sollten diese Mitgliedstaaten einen Aktionsplan gemäß Absatz 1 
erstellen, der einen früheren Beginn der Maßnahmenprogramme sowie 
gegebenenfalls strengere Schutzmaßnahmen vorsieht, sofern dies nicht 
verhindert, dass in einer anderen Meeresregion oder -unterregion ein 
guter ökologischer Zustand erreicht oder erhalten wird. In diesen Fällen 
gilt Folgendes: 

a) Die betreffenden Mitgliedstaaten informieren die Kommission über 
ihren überarbeiteten Zeitplan und gehen entsprechend vor; 

b) die Kommission wird ersucht zu prüfen, ob sie die Mitgliedstaaten 
bei ihren verstärkten Anstrengungen zur Verbesserung der Meeres­
umwelt unterstützen kann, indem sie die betreffende Region zum 
Pilotprojekt erklärt. 

Artikel 6 

Regionale Zusammenarbeit 

(1) Sofern dies durchführbar und angemessen ist, nutzen die Mit­
gliedstaaten vorhandene regionale institutionelle Kooperationsstrukturen, 
einschließlich derjenigen im Rahmen regionaler Meeresübereinkommen, 
die die betreffende Meeresregion bzw. -unterregion abdecken, um die in 
Artikel 5 Absatz 2 genannte Koordinierung zu erreichen. 

(2) Die Mitgliedstaaten unternehmen zur Aufstellung und Durchfüh­
rung von Meeresstrategien in jeder Meeresregion bzw. -unterregion un­
ter Rückgriff auf einschlägige internationale Foren — unter anderem die 
Mechanismen und Strukturen regionaler Meeresübereinkommen — alle 
Anstrengungen, um ihre Maßnahmen mit Drittländern abzustimmen, 
unter deren Souveränität oder Hoheitsbefugnisse Gewässer in der glei­
chen Meeresregion oder -unterregion fallen. 
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Die Mitgliedstaaten stützen sich dabei so weit wie möglich auf ein­
schlägige bestehende Programme und Maßnahmen, die im Rahmen 
von Strukturen internationaler Übereinkommen, wie z. B. den regiona­
len Meeresübereinkommen, entwickelt werden. 

Die Koordinierung und Zusammenarbeit erfolgt gegebenenfalls mit allen 
Mitgliedstaaten im Einzugsgebiet einer Meeresregion bzw. -unterregion, 
einschließlich Binnenländern, damit die Mitgliedstaaten in dieser Mee­
resregion bzw. -unterregion ihren Verpflichtungen nach dieser Richtlinie 
nachkommen können; dazu werden die in dieser Richtlinie oder in der 
Richtlinie 2000/60/EG vorgeschriebenen etablierten Strukturen für die 
Zusammenarbeit verwendet. 

Artikel 7 

Zuständige Stellen 

(1) Die Mitgliedstaaten benennen spätestens zum 15. Juli 2010 für 
jede betreffende Meeresregion bzw. -unterregion eine oder mehrere für 
die Umsetzung dieser Richtlinie in ihren Meeresgewässern zuständige 
Stellen. 

Spätestens zum 15. Januar 2011 übermitteln die Mitgliedstaaten der 
Kommission zusammen mit den in Anhang II genannten Informationen 
eine Liste der benannten zuständigen Stellen. 

Gleichzeitig übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission in Bezug 
auf die internationalen Gremien, in denen sie mitwirken und die für die 
Durchführung dieser Richtlinie relevant sind, eine Liste ihrer zuständi­
gen Stellen. 

Die Mitgliedstaaten im Einzugsgebiet jeder Meeresregion bzw. -unter­
region benennen ferner eine oder mehrere zuständige Stellen für die 
Zusammenarbeit und Koordinierung gemäß Artikel 6. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission alle Änderungen der 
gemäß Absatz 1 übermittelten Informationen innerhalb von sechs Mo­
naten nach Wirksamwerden der entsprechend Änderung mit. 

KAPITEL II 

MEERESSTRATEGIEN: VORBEREITUNG 

Artikel 8 

Bewertung 

(1) Die Mitgliedstaaten führen eine Anfangsbewertung ihrer Meeres­
gewässer in Bezug auf jede Meeresregion bzw. -unterregion durch, die 
vorliegende Daten, soweit diese verfügbar sind, berücksichtigt und fol­
gende Elemente umfasst: 

a) eine Analyse der wesentlichen Eigenschaften und Merkmale und des 
derzeitigen Umweltzustands der betreffenden Gewässer, die auf den 
indikativen Listen in Anhang III Tabelle 1 basiert und die physika­
lischen und chemischen Merkmale, die Lebensraumtypen, die biolo­
gischen Merkmale und die Hydromorphologie abdeckt; 

b) eine Analyse der wichtigsten Belastungen und Wirkungen, ein­
schließlich des menschlichen Handelns, auf den Umweltzustand 
der betreffenden Gewässer, die 
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i) auf den indikativen Listen in Anhang III Tabelle 2 basiert und 
die qualitativen und quantitativen Aspekte der verschiedenen 
Belastungen sowie feststellbare Trends abdeckt; 

ii) die wichtigsten kumulativen und synergetischen Wirkungen er­
fasst und 

iii) die einschlägigen Bewertungen berücksichtigt, die aufgrund des 
bestehenden Gemeinschaftsrechts ausgearbeitet wurden; 

c) eine wirtschaftliche und gesellschaftliche Analyse der Nutzung der 
betreffenden Gewässer sowie der Kosten einer Verschlechterung der 
Meeresumwelt. 

(2) Bei den in Absatz 1 genannten Analysen sind Aspekte im Hin­
blick auf Küstengewässer, Übergangsgewässer und Territorialgewässer 
zu berücksichtigen, die unter die einschlägigen Bestimmungen des gel­
tenden Gemeinschaftsrechts, insbesondere der Richtlinie 2000/60/EG 
fallen. Um eine umfassende Bewertung des Zustands der Meeresumwelt 
zu erhalten, werden dabei auch andere einschlägige Bewertungen wie 
diejenigen, die im Rahmen regionaler Meeresübereinkommen gemein­
sam durchgeführt werden, berücksichtigt oder als Grundlage herangezo­
gen. 

(3) Bei der Vorbereitung der Bewertungen gemäß Absatz 1 unterneh­
men die Mitgliedstaaten mit Hilfe der in den Artikeln 5 und 6 vorgese­
henen Koordinierung alles in ihrer Macht Stehende, um sicherzustellen, 
dass 

a) in der gesamten Meeresregion bzw. -unterregion kohärente Bewer­
tungsverfahren angewandt werden, 

b) grenzüberschreitende Auswirkungen und Umstände berücksichtigt 
werden. 

Artikel 9 

Beschreibung eines guten Umweltzustands 

(1) Auf der Grundlage der gemäß Artikel 8 Absatz 1 durchgeführten 
Anfangsbewertung beschreiben die Mitgliedstaaten für jede betreffende 
Meeresregion bzw. -unterregion eine Reihe von Merkmalen des guten 
Umweltzustands dieser Meeresgewässer, wobei sie die in Anhang I 
aufgeführten qualitativen Deskriptoren zugrunde legen. 

Die Mitgliedstaaten berücksichtigen dabei die indikativen Listen in An­
hang III Tabelle 1 und insbesondere die physikalischen und chemischen 
Merkmale, die Lebensraumtypen, die biologischen Merkmale und die 
Hydromorphologie. 

Die Mitgliedstaaten berücksichtigen ferner die Belastungen bzw. Aus­
wirkungen des menschlichen Handelns in jeder Meeresregion bzw. -un­
terregion unter Beachtung der indikativen Listen in Anhang III Tabelle 
2. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die gemäß Artikel 8 
Absatz 1 durchgeführte Bewertung und die gemäß Absatz 1 des vor­
liegenden Artikels vorgenommene Beschreibung binnen drei Monaten 
nach deren Abschluss mit. 

(3) Die von den Mitgliedstaaten anzuwendenden Kriterien und me­
thodischen Standards, die eine Änderung nicht wesentlicher Elemente 
dieser Richtlinie durch Ergänzung bewirken, werden spätestens am 
15. Juli 2010 nach dem in Artikel 25 Absatz 3 genannten Regelungs­
verfahren mit Kontrolle auf der Grundlage der Anhänge I und III 
erlassen, so dass Kohärenz gewährleistet wird und verglichen werden 
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kann, inwieweit in den verschiedenen Meeresregionen bzw. -unterregio­
nen ein guter Umweltzustand erreicht wird. Die Kommission hält Rück­
sprache mit allen interessierten Parteien, einschließlich regionaler Mee­
resübereinkommen, bevor sie solche Kriterien und Standards vorschlägt. 

Artikel 10 

Festlegung von Umweltzielen 

(1) Die Mitgliedstaaten legen auf der Grundlage der nach Artikel 8 
Absatz 1 vorgenommenen Anfangsbewertung für jede Meeresregion 
bzw. -unterregion eine umfassende Reihe von Umweltzielen sowie zu­
gehörige Indikatoren für ihre Meeresgewässer fest, die als Richtschnur 
für die Erreichung eines guten Umweltzustands der Meeresumwelt die­
nen, und berücksichtigen dabei die indikativen Listen der Belastungen 
und Auswirkungen gemäß Anhang III Tabelle 2 sowie der Merkmale 
gemäß Anhang IV. 

Bei der Bestimmung dieser Ziele und Indikatoren berücksichtigen die 
Mitgliedstaaten die bereits laufende Anwendung einschlägiger bestehen­
der Umweltziele, die auf nationaler, gemeinschaftlicher oder internatio­
naler Ebene für die gleichen Gewässer festgelegt wurden, wobei sie 
sicherstellen, dass diese Ziele miteinander vereinbar sind und dass die 
relevanten grenzüberschreitenden Auswirkungen und Umstände eben­
falls so weit als möglich berücksichtigt werden. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Umweltziele bin­
nen drei Monaten nach deren Festlegung mit. 

Artikel 11 

Überwachungsprogramme 

(1) Die Mitgliedstaaten erstellen auf der Grundlage der nach Artikel 8 
Absatz 1 vorgenommenen Anfangsbewertung unter Bezugnahme auf die 
gemäß Artikel 10 festgelegten Umweltziele und gestützt auf die indika­
tiven Listen in Anhang III sowie auf die Liste in Anhang V koordinierte 
Überwachungsprogramme für die laufende Bewertung des Umwelt­
zustands ihrer Meeresgewässer und führen sie durch. 

Die Überwachungsprogramme müssen innerhalb der Meeresregionen 
und -unterregionen untereinander kompatibel sein und auf einschlägigen 
Bewertungs- und Überwachungsbestimmungen, die in den Rechtsvor­
schriften der Gemeinschaft, einschließlich der Habitatrichtlinie und der 
Vogelschutzrichtlinie, oder in internationalen Übereinkommen festgelegt 
sind, beruhen und mit diesen vereinbar sein. 

(2) Mitgliedstaaten, die eine Meeresregion oder -unterregion teilen, 
erstellen Überwachungsprogramme gemäß Absatz 1 und bemühen sich 
— im Interesse von Kohärenz und Koordinierung —, sicherzustellen, 
dass: 

a) in der gesamten Meeresregion bzw. -unterregion kohärente Über­
wachungsverfahren angewandt werden, damit die Ergebnisse der 
Überwachung besser vergleichbar sind, 

b) relevante grenzüberschreitende Auswirkungen und Umstände berück­
sichtigt werden. 

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Überwachungs­
programme binnen drei Monaten nach deren Erstellung mit. 
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(4) Spezifikationen und standardisierte Verfahren für die Über­
wachung und Bewertung, die die bestehenden Verpflichtungen berück­
sichtigen und die Vergleichbarkeit der Überwachungs- und Bewertungs­
ergebnisse gewährleisten und die eine Änderung nicht wesentlicher Ele­
mente dieser Richtlinie durch Ergänzung bewirken, werden nach dem in 
Artikel 25 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlas­
sen. 

Artikel 12 

Mitteilungen und Bewertung durch die Kommission 

Auf der Grundlage aller gemäß Artikel 9 Absatz 2, Artikel 10 Absatz 2 
und Artikel 11 Absatz 3 erfolgten Mitteilungen zu jeder Meeresregion 
oder -unterregion bewertet die Kommission, ob die mitgeteilten Anga­
ben im Falle jedes Mitgliedstaats einen geeigneten Rahmen schaffen, 
um den Anforderungen dieser Richtlinie zu genügen, und kann den 
betreffenden Mitgliedstaat bitten, ihr alle zusätzlichen Informationen 
zu übermitteln, die verfügbar und erforderlich sind. 

Bei der Erstellung dieser Bewertungen prüft die Kommission, ob die 
Rahmenbedingungen innerhalb der verschiedenen Meeresregionen oder 
-unterregionen sowie in der gesamten Gemeinschaft kohärent sind. 

Nach Eingang aller dieser Mitteilungen unterrichtet die Kommission die 
betroffenen Mitgliedstaaten innerhalb von sechs Monaten darüber, ob 
die mitgeteilten Angaben ihrer Auffassung nach der vorliegenden Richt­
linie entsprechen, und gibt Hinweise zu Änderungen, die sie für erfor­
derlich hält. 

KAPITEL III 

MEERESSTRATEGIEN: MASSNAHMENPROGRAMME 

Artikel 13 

Maßnahmenprogramme 

(1) Die Mitgliedstaaten legen fest, welche Maßnahmen erforderlich 
sind, um in ihren Meeresgewässern in jeder betroffenen Meeresregion 
bzw. -unterregion den gemäß Artikel 9 Absatz 1 beschriebenen guten 
Umweltzustand zu erreichen oder aufrechtzuerhalten. 

Diese Maßnahmen werden auf der Grundlage der nach Artikel 8 Absatz 1 
vorgenommenen Anfangsbewertung unter Bezugnahme auf die gemäß 
Artikel 10 Absatz 1 festgelegten Umweltziele und unter Berücksichtigung 
der in Anhang VI aufgelisteten Arten von Maßnahmen konzipiert. 

(2) Die Mitgliedstaaten integrieren die gemäß Absatz 1 konzipierten 
Maßnahmen in ein Maßnahmenprogramm und berücksichtigen dabei 
auch einschlägige Maßnahmen, die aufgrund von Rechtsvorschriften 
der Gemeinschaft, insbesondere aufgrund der Richtlinie 2000/60/EG, 
der Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 21. Mai 1991 über die 
Behandlung von kommunalem Abwasser ( 1 ) und der Richtlinie 
2006/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Februar 
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2006 über die Qualität der Badegewässer und deren Bewirtschaftung ( 1 ) 
sowie künftiger Rechtsvorschriften über Umweltqualitätsstandards im 
Bereich der Wasserpolitik oder aufgrund internationaler Übereinkom­
men erforderlich sind. 

(3) Die Mitgliedstaaten tragen bei der Erstellung des Maßnahmen­
programms gemäß Absatz 2 dem Prinzip der nachhaltigen Entwicklung 
und insbesondere den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Auswir­
kungen der geplanten Maßnahmen angemessen Rechnung. Zur Unter­
stützung der gemäß Artikel 7 zuständigen Stelle(n) bei der umfassenden 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben können die Mitgliedstaaten einen ad­
ministrativen Rahmen bestimmen oder schaffen, um aus dieser Inter­
aktion Nutzen zu ziehen. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Maßnahmen kostenwirksam 
und technisch durchführbar sind, und nehmen vor Einführung jeder 
neuen Maßnahme Folgenabschätzungen einschließlich Kosten-Nutzen- 
Analysen vor. 

(4) Die gemäß diesem Artikel erstellten Maßnahmenprogramme ent­
halten unter anderem räumliche Schutzmaßnahmen, die zu kohärenten 
und repräsentativen Netzwerken geschützter Meeresgebiete beitragen, 
die die Vielfalt der einzelnen Ökosysteme angemessen abdecken, wie 
besondere Schutzgebiete im Sinne der Habitatrichtlinie und Schutz­
gebiete im Sinne der Vogelschutzrichtlinie und geschützte Meeresgebie­
te, die von der Gemeinschaft oder den betroffenen Mitgliedstaaten im 
Rahmen internationaler oder regionaler Übereinkommen, denen sie als 
Vertragspartei angehören, vereinbart wurden. 

(5) Wenn Mitgliedstaaten der Auffassung sind, dass die Regelung 
menschlicher Tätigkeiten auf gemeinschaftlicher oder internationaler 
Ebene möglicherweise erhebliche Auswirkungen auf die Meeresumwelt 
hat, insbesondere in den in Absatz 4 genannten Gebieten, wenden sie 
sich einzeln oder gemeinsam an die betreffende zuständige Stelle oder 
internationale Organisation, damit Maßnahmen geprüft und gegebenen­
falls angenommen werden, die zur Verwirklichung der Ziele dieser 
Richtlinie erforderlich sein können, damit die Integrität, Struktur und 
Funktion der Ökosysteme erhalten oder gegebenenfalls wiederhergestellt 
werden können. 

(6) Spätestens bis 2013 veröffentlichen die Mitgliedstaaten für jede 
Meeresregion bzw. -unterregion die einschlägigen Informationen zu den 
in den Absätzen 4 und 5 genannten Gebieten. 

(7) Die Mitgliedstaaten geben in ihren Maßnahmenprogrammen an, 
in welcher Form die Maßnahmen durchgeführt werden sollen und wie 
sie zur Erreichung der gemäß Artikel 10 Absatz 1 festgelegten Umwelt­
ziele beitragen. 

(8) Die Mitgliedstaaten prüfen die Auswirkungen ihrer Maßnahmen­
programme auf Gewässer außerhalb ihrer Meeresgewässer, um die Ge­
fahr von Schäden in diesen Gewässern zu minimieren und den Zustand 
dieser Gewässer — wenn möglich — positiv zu beeinflussen. 

(9) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission und allen anderen 
betroffenen Mitgliedstaaten ihre Maßnahmenprogramme innerhalb von 
drei Monaten nach deren Erstellung mit. 

(10) Die Mitgliedstaaten gewährleisten vorbehaltlich des Artikels 16, 
dass die Programme innerhalb von einem Jahr nach ihrer Erstellung 
operationell sind. 
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Artikel 14 

Ausnahmen 

(1) Ein Mitgliedstaat kann innerhalb seiner Meeresgewässer Fälle 
ausweisen, in denen aus einem der unter den Buchstaben a bis d ge­
nannten Gründe die Umweltziele oder der gute Umweltzustand durch 
die von ihm getroffenen Maßnahmen nicht in jeder Hinsicht erreicht 
werden können oder aus den unter Buchstabe e genannten Gründen 
nicht innerhalb der betreffenden Frist erreicht werden können: 

a) Maßnahme oder Untätigkeit, für die der betreffende Mitgliedstaat 
nicht verantwortlich ist; 

b) natürliche Ursachen; 

c) höhere Gewalt; 

d) Änderungen bzw. Veränderungen der physikalischen Eigenschaften 
von Meeresgewässern aufgrund von Maßnahmen aus Gründen des 
übergeordneten Allgemeininteresses, die gegenüber den negativen 
Umweltauswirkungen, einschließlich aller grenzüberschreitenden 
Auswirkungen, stärker ins Gewicht fallen; 

e) natürliche Bedingungen, aufgrund deren eine fristgerechte Verbes­
serung des Zustands der betreffenden Meeresgewässer nicht möglich 
ist. 

Der betreffende Mitgliedstaat weist diese Fälle in seinem Maßnahmen­
programm eindeutig aus und begründet seine Auffassung gegenüber der 
Kommission. Bei der Ausweisung solcher Fälle berücksichtigen die 
Mitgliedstaaten die Auswirkungen auf die Mitgliedstaaten in der betref­
fenden Meeresregion bzw. -unterregion. 

Der betreffende Mitgliedstaat ergreift jedoch in solchen Fällen angemes­
sene Ad-hoc-Maßnahmen, die darauf abstellen, die Umweltziele weiter 
zu verfolgen, eine weitere Verschlechterung des Zustands der betreffen­
den Meeresgewässer aus den unter den Buchstaben b, c oder d genann­
ten Gründen zu verhindern und nachteilige Auswirkungen innerhalb der 
betreffenden Meeresregion bzw. -unterregion oder in den Meeresgewäs­
sern anderer Mitgliedstaaten abzuschwächen. 

(2) In der unter Absatz 1 Buchstabe d beschriebenen Situation sorgen 
die Mitgliedstaaten dafür, dass die Änderungen bzw. Veränderungen die 
Erreichung eines guten Umweltzustands innerhalb der betreffenden 
Meeresregion bzw. -unterregion oder in den Meeresgewässern anderer 
Mitgliedstaaten nicht auf Dauer erschweren oder verhindern. 

(3) Die Ad-hoc-Maßnahmen gemäß Absatz 1 Unterabsatz 3 werden 
— soweit dies durchführbar ist — in die Maßnahmenprogramme ein­
bezogen. 

(4) Die Mitgliedstaaten erstellen alle Elemente der in Artikel 5 Ab­
satz 2 genannten Meeresstrategien und setzen diese um, sind aber — 
mit Ausnahme der in Artikel 8 beschriebenen Anfangsbewertung — 
nicht verpflichtet, besondere Maßnahmen einzuleiten, wenn keine erheb­
liche Gefahr für die Meeresumwelt besteht oder wenn die Kosten nicht 
in einem angemessenen Verhältnis zu den Gefahren für die Meeres­
umwelt stehen würden und sofern keine weitere Verschlechterung ein­
tritt. 

Wenn ein Mitgliedstaat aus einem der genannten Gründe keine Maß­
nahmen einleitet, übermittelt er der Kommission die erforderliche Be­
gründung für seine Entscheidung und sorgt dafür, dass die Erzielung 
eines guten Umweltzustands nicht dauerhaft beeinträchtigt wird. 
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Artikel 15 

Empfehlungen für Gemeinschaftsmaßnahmen 

(1) Stellt ein Mitgliedstaat ein Problem fest, das Auswirkungen auf 
den Umweltzustand seiner Meeresgewässer hat und das nicht durch 
Maßnahmen auf nationaler Ebene gelöst werden kann oder das mit 
einem anderen Politikbereich der Gemeinschaft oder einem internatio­
nalen Übereinkommen im Zusammenhang steht, so unterrichtet er die 
Kommission darüber und gibt eine Begründung seiner Auffassung. 

Die Kommission reagiert innerhalb einer Frist von sechs Monaten. 

(2) Ist ein Tätigwerden der Gemeinschaftsorgane erforderlich, so un­
terbreiten die Mitgliedstaaten der Kommission und dem Rat geeignete 
Empfehlungen für Maßnahmen zur Behandlung der in Absatz 1 genann­
ten Probleme. Sofern das einschlägige Gemeinschaftsrecht nichts Ge­
genteiliges vorschreibt, antwortet die Kommission auf derartige Emp­
fehlungen innerhalb von sechs Monaten und berücksichtigt sie — so­
weit angemessen —, wenn sie dem Europäischen Parlament und dem 
Rat diesbezügliche Vorschläge unterbreitet. 

Artikel 16 

Mitteilungen und Bewertung durch die Kommission 

Auf der Grundlage der gemäß Artikel 13 Absatz 9 mitgeteilten Maß­
nahmenprogramme bewertet die Kommission, ob die mitgeteilten Pro­
gramme im Falle jedes Mitgliedstaats einen geeigneten Rahmen dar­
stellen, um den Anforderungen dieser Richtlinie zu genügen, und 
kann den betreffenden Mitgliedstaat bitten, ihr alle zusätzlichen Infor­
mationen zu übermitteln, die verfügbar und erforderlich sind. 

Bei der Erstellung dieser Bewertungen prüft die Kommission, ob die 
Maßnahmenprogramme innerhalb der verschiedenen Meeresregionen 
und -unterregionen sowie in der gesamten Gemeinschaft kohärent sind. 

Nach Eingang aller dieser Mitteilungen unterrichtet die Kommission die 
betroffenen Mitgliedstaaten innerhalb von sechs Monaten darüber, ob 
die mitgeteilten Maßnahmenprogramme ihrer Auffassung nach im Ein­
klang mit der Richtlinie stehen, und gibt Hinweise zu Änderungen, die 
sie für erforderlich hält. 

KAPITEL IV 

AKTUALISIERUNG, BERICHTE UND UNTERRICHTUNG DER 
ÖFFENTLICHKEIT 

Artikel 17 

Aktualisierung 

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Meeresstrategien für 
jede betroffene Meeresregion oder -unterregion aktualisiert werden. 

(2) Die Mitgliedstaaten überprüfen für die Zwecke von Absatz 1 in 
koordinierter Form gemäß Artikel 5 folgende Bestandteile ihrer Mee­
resstrategien alle sechs Jahre nach deren Entwicklung: 

a) die Anfangsbewertung und die Beschreibung des guten Umwelt­
zustands gemäß Artikel 8 Absatz 1 bzw. Artikel 9 Absatz 1; 

b) die gemäß Artikel 10 Absatz 1 festgelegten Umweltziele; 
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c) die gemäß Artikel 11 Absatz 1 erstellten Überwachungsprogramme; 

d) die gemäß Artikel 13 Absatz 2 erstellten Maßnahmenprogramme. 

(3) Die Einzelheiten von Aktualisierungen, die im Anschluss an die 
Überprüfungen gemäß Absatz 2 vorgenommen werden, sind der Kom­
mission, den regionalen Meeresübereinkommen und allen anderen be­
troffenen Mitgliedstaaten innerhalb von drei Monaten nach ihrer Ver­
öffentlichung gemäß Artikel 19 Absatz 2 zu übermitteln. 

(4) Die Artikel 12 und 16 gelten sinngemäß für diesen Artikel. 

Artikel 18 

Zwischenberichte 

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission innerhalb von drei 
Jahren nach der Veröffentlichung bzw. Aktualisierung eines Maßnah­
menprogramms gemäß Artikel 19 Absatz 2 einen kurzen Zwischenbe­
richt mit Angaben zu den bei der Durchführung des Programms erziel­
ten Fortschritten. 

Artikel 19 

Anhörung und Unterrichtung der Öffentlichkeit 

(1) Gemäß dem einschlägigen bestehenden Gemeinschaftsrecht stel­
len die Mitgliedstaaten sicher, dass alle interessierten Parteien rechtzeitig 
wirksame Möglichkeiten zur Beteiligung an der Umsetzung der vorlie­
genden Richtlinie erhalten, und beziehen dabei, soweit möglich, existie­
rende Verwaltungsorgane oder -strukturen, einschließlich der regionalen 
Meeresübereinkommen, der Wissenschaftlichen Beiräte und der Regio­
nalen Beiräte ein. 

(2) Die Mitgliedstaaten veröffentlichen Zusammenfassungen folgen­
der Bestandteile ihrer Meeresstrategien bzw. diesbezüglicher Aktualisie­
rungen und bieten der Öffentlichkeit die Möglichkeit zur Stellungnah­
me: 

a) die Anfangsbewertung und die Beschreibung des guten Umwelt­
zustands nach Artikel 8 Absatz 1 bzw. Artikel 9 Absatz 1; 

b) die gemäß Artikel 10 Absatz 1 festgelegten Umweltziele; 

c) die gemäß Artikel 11 Absatz 1 erstellten Überwachungsprogramme; 

d) die gemäß Artikel 13 Absatz 2 erstellten Maßnahmenprogramme. 

(3) Bezüglich des Zugangs zu Umweltinformationen findet die Richt­
linie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Ja­
nuar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformatio­
nen ( 1 ) Anwendung. 
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Nach Maßgabe der Richtlinie 2007/2/EG gewähren die Mitgliedstaaten 
der Kommission für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Zusammen­
hang mit der vorliegenden Richtlinie, insbesondere für den Überblick 
über den Zustand der Meeresumwelt in der Gemeinschaft gemäß Arti­
kel 20 Absatz 3 Buchstabe b, Zugangs- und Nutzungsrechte für diese 
Daten und Informationen, die aus den Anfangsbewertungen gemäß Ar­
tikel 8 sowie den Überwachungsprogrammen gemäß Artikel 11 gewon­
nen wurden. 

Spätestens sechs Monate, nachdem die Daten und Informationen, die 
aus den Anfangsbewertungen gemäß Artikel 8 sowie den Über­
wachungsprogrammen gemäß Artikel 11 gewonnen wurden, verfügbar 
sind, werden diese Daten und Informationen auch der Europäischen 
Umweltagentur zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben zur Verfügung ge­
stellt. 

Artikel 20 

Berichte der Kommission 

(1) Die Kommission veröffentlicht innerhalb von zwei Jahren nach 
Eingang aller Maßnahmenprogramme, spätestens jedoch bis zum Jahr 
2019, einen ersten Bewertungsbericht über die Umsetzung dieser Richt­
linie. 

Die Kommission veröffentlicht im Anschluss daran alle sechs Jahre 
weitere Berichte. Sie übermittelt diese Berichte dem Europäischen Par­
lament und dem Rat. 

(2) Bis spätestens 15. Juli 2012 veröffentlicht die Kommission einen 
Bericht, in dem bewertet wird, inwieweit diese Richtlinie zur Erfüllung 
der bestehenden Pflichten und Verpflichtungen und zur Umsetzung der 
Initiativen der Mitgliedstaaten oder der Gemeinschaft auf gemeinschaft­
licher oder internationaler Ebene in Sachen Umweltschutz in den Mee­
resgewässern beiträgt. 

Dieser Bericht wird dem Europäischen Parlament und dem Rat über­
mittelt. 

(3) Die Berichte gemäß Absatz 1 enthalten folgende Angaben: 

a) einen Überblick über den Fortschritt bei der Umsetzung dieser Richt­
linie; 

b) einen Überblick über den Zustand der Meeresumwelt in der Gemein­
schaft, der in Abstimmung mit der Europäischen Umweltagentur und 
den einschlägigen regionalen Meeres- und Fischereiorganisationen 
und -übereinkommen erstellt wird; 

c) eine Studie über die Meeresstrategien und Vorschläge für deren Ver­
besserung; 

d) eine Zusammenfassung der von den Mitgliedstaaten gemäß den Ar­
tikeln 12 und 16 erhaltenen Informationen und der von der Kommis­
sion gemäß Artikel 16 vorgenommenen Bewertungen der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 15 vorgelegten Informationen; 

e) eine Zusammenfassung der Stellungnahmen zu allen Berichten, die 
die Mitgliedstaaten der Kommission gemäß Artikel 18 vorlegen; 

f) eine Zusammenfassung der Erwiderungen auf Stellungnahmen des 
Europäischen Parlaments und des Rates zu früheren Meeresstrate­
gien; 
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g) eine Zusammenfassung der Beiträge anderer einschlägiger gemein­
schaftlicher Politikbereiche zur Erreichung der Ziele dieser Richt­
linie. 

Artikel 21 

Fortschrittsbericht über Schutzgebiete 

Auf der Grundlage der Informationen, die die Mitgliedstaaten bis 2013 
vorlegen, erstattet die Kommission bis 2014 Bericht über die Fort­
schritte bei der Einrichtung geschützter Meeresgebiete unter Berücksich­
tigung der bestehenden Verpflichtungen nach dem geltenden Gemein­
schaftsrecht und den internationalen Verpflichtungen der Gemeinschaft 
und der Mitgliedstaaten. 

Dieser Bericht wird dem Europäischen Parlament und dem Rat über­
mittelt. 

Artikel 22 

Gemeinschaftsfinanzierung 

(1) Angesichts des prioritären Charakters der Ausarbeitung von Mee­
resstrategien wird die Durchführung dieser Richtlinie durch die beste­
henden Finanzinstrumente der Gemeinschaft gemäß den geltenden Re­
geln und Bedingungen unterstützt. 

(2) Die von den Mitgliedstaaten erstellten Programme werden von 
der Europäischen Union im Einklang mit bestehenden Finanzinstrumen­
ten kofinanziert. 

Artikel 23 

Überprüfung der Richtlinie 

Die Kommission überprüft diese Richtlinie bis zum 15. Juli 2023 und 
schlägt gegebenenfalls erforderliche Änderungen vor. 

KAPITEL V 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 24 

Technische Anpassungen 

(1) Die Anhänge III, IV und V können unter Berücksichtigung der in 
Artikel 17 Absatz 2 festgelegten Zeiträume für die Überprüfung und 
Aktualisierung der Meeresstrategien nach dem in Artikel 25 Absatz 3 
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle im Lichte des wissen­
schaftlichen und technischen Fortschritts geändert werden. 

(2) Nach dem in Artikel 25 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren 

a) können methodische Standards für die Anwendung der Anhänge I, 
III, IV und V festgelegt werden; 

b) können technische Formate für die Übermittlung und Verarbeitung 
von Daten, einschließlich statistischer und kartografischer Daten, 
festgelegt werden. 
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Artikel 25 

Regelungsausschuss 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 5 
und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Ar­
tikel 8. 

Die Frist nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG wird 
auf drei Monate festgesetzt. 

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten Artikel 5a 
Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter 
Beachtung von dessen Artikel 8. 

Artikel 26 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie spätestens am 
15. Juli 2010 nachzukommen. Sie übermitteln der Kommission unver­
züglich den Wortlaut dieser Vorschriften. 

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in 
den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln 
die Einzelheiten der Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der 
wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

(3) Die Mitgliedstaaten ohne Meeresgewässer setzen nur die Vor­
schriften in Kraft, die erforderlich sind, um die Einhaltung der Artikel 6 
und 7 zu gewährleisten. 

Gelten solche Vorschriften bereits kraft einzelstaatlicher Rechtsvor­
schriften, so teilen die betreffenden Mitgliedstaaten der Kommission 
den Wortlaut dieser Vorschriften mit. 

Artikel 27 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 28 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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ANHANG I 

Qualitative Deskriptoren zur Festlegung des guten Umweltzustands 

(gemäß Artikel 3 Nummer 5, Artikel 9 Absätze 1 und 3 sowie Artikel 24) 

1. Die biologische Vielfalt wird erhalten. Die Qualität und das Vorkommen von 
Lebensräumen sowie die Verbreitung und Häufigkeit der Arten entsprechen 
den vorherrschenden physiografischen, geografischen und klimatischen Be­
dingungen. 

2. Nicht einheimische Arten, die sich als Folge menschlicher Tätigkeiten ange­
siedelt haben, kommen nur in einem für die Ökosysteme nicht abträglichen 
Umfang vor. 

3. Alle kommerziell befischten Fisch- und Schalentierbestände befinden sich 
innerhalb sicherer biologischer Grenzen und weisen eine Alters- und Größen­
verteilung der Population auf, die von guter Gesundheit des Bestandes zeugt. 

4. Alle bekannten Bestandteile der Nahrungsnetze der Meere weisen eine nor­
male Häufigkeit und Vielfalt auf und sind auf einem Niveau, das den lang­
fristigen Bestand der Art sowie die Beibehaltung ihrer vollen Reproduktions­
kapazität gewährleistet. 

5. Die vom Menschen verursachte Eutrophierung ist auf ein Minimum redu­
ziert; das betrifft insbesondere deren negative Auswirkungen wie Verlust der 
biologischen Vielfalt, Verschlechterung des Zustands der Ökosysteme, 
schädliche Algenblüten sowie Sauerstoffmangel in den Wasserschichten 
nahe dem Meeresgrund. 

6. Der Meeresgrund ist in einem Zustand, der gewährleistet, dass die Struktur 
und die Funktionen der Ökosysteme gesichert sind und dass insbesondere 
benthische Ökosysteme keine nachteiligen Auswirkungen erfahren. 

7. Dauerhafte Veränderungen der hydrografischen Bedingungen haben keine 
nachteiligen Auswirkungen auf die Meeresökosysteme. 

8. Aus den Konzentrationen an Schadstoffen ergibt sich keine Verschmutzungs­
wirkung. 

9. Schadstoffe in für den menschlichen Verzehr bestimmtem Fisch und anderen 
Meeresfrüchten überschreiten nicht die im Gemeinschaftsrecht oder in ande­
ren einschlägigen Regelungen festgelegten Konzentrationen. 

10. Die Eigenschaften und Mengen der Abfälle im Meer haben keine schädli­
chen Auswirkungen auf die Küsten- und Meeresumwelt. 

11. Die Einleitung von Energie, einschließlich Unterwasserlärm, bewegt sich in 
einem Rahmen, der sich nicht nachteilig auf die Meeresumwelt auswirkt. 

Zur Festlegung der Merkmale eines guten Umweltzustands in einer Meeresregion 
oder -unterregion gemäß Artikel 9 Absatz 1 prüfen die Mitgliedstaaten alle in 
diesem Anhang genannten qualitativen Deskriptoren, um diejenigen Deskriptoren 
zu ermitteln, die für die Beschreibung des guten Umweltzustands für die betref­
fende Meeresregion oder -unterregion zu verwenden sind. Ist ein Mitgliedstaat 
der Auffassung, dass die Verwendung eines oder mehrerer dieser Deskriptoren 
nicht angebracht ist, so gibt er der Kommission im Rahmen der Mitteilung nach 
Artikel 9 Absatz 2 eine Begründung. 
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ANHANG II 

Zuständige Stellen 

(im Sinne von Artikel 7 Absatz 1) 

1. Name und Anschrift der zuständigen Stelle(n): offizielle(r) Name/Anschrift 
der benannten zuständigen Stelle(n). 

2. Rechtlicher Status der zuständigen Stelle(n): kurze Beschreibung des recht­
lichen Status der zuständigen Stelle(n). 

3. Zuständigkeiten: kurze Beschreibung der rechtlichen und administrativen Zu­
ständigkeiten der zuständigen Stelle(n) sowie ihrer Rolle in Bezug auf die 
betreffenden Meeresgewässer. 

4. Mitglieder: Wenn die zuständige Stelle die Tätigkeiten anderer zuständiger 
Stellen koordiniert, ist eine Liste dieser anderen Stellen sowie eine Übersicht 
über die zu Koordinierungszwecken etablierten institutionellen Beziehungen 
vorzulegen. 

5. Regionale oder unterregionale Koordinierung: Zusammenfassung der Verfah­
ren zur Gewährleistung der Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten, de­
ren Meeresgewässer in der gleichen Meeresregion oder -unterregion liegen. 
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ANHANG III 

Indikative Liste der für Meeresgewässer relevanten Ökosystembestandteile, 
anthropogenen Belastungen und menschlichen Aktivitäten 

(im Sinne von Artikel 8 Absatz 1, Artikel 9 Absatz 1 und Absatz 3, Artikel 10 
Absatz 1, Artikel 11 Absatz 1 und Artikel 24) 

Tabelle 1 

Struktur, Funktionen und Prozesse von Meeresökosystemen 

von besonderer Relevanz für Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a sowie die Artikel 9 und 11 

Komponente Ökosystem-bestandteile Mögliche Parameter und Merkmale (An­
merkung 1) 

Relevante qualitative De­
skriptoren gemäß Anhang I 
(Anmerkungen 2 und 3) 

Arten Artengruppen (Anmerkung 4) 
von Seevögeln, marinen Säu­
getieren, Reptilien, Fischen 
und Kopffüßern in der betref­
fenden Meeresregion bzw. -un­
terregion 

Räumliche und zeitliche Veränderun­
gen, je Art oder Population: 

— Verbreitung, Abundanz und/oder 
Biomasse 

— Größen-, Alters- und Ge­
schlechtsstruktur 

— Fekundität, Überlebens und Mor­
talitäts-/Verletzungsraten 

— Verhalten, einschließlich Bewe­
gung und Migration 

— Lebensraum der Art (Größe, Eig­
nung) 

Artenzusammensetzung der Gruppe 

(1); (3) 

Biotoptypen Biotopklassen der Wassersäule 
(pelagisch) und des Meeres­
bodens (benthisch) (Anmer­
kung 5) oder andere Biotop­
typen, einschließlich der zu­
gehörigen biologischen Ge­
meinschaften, in der gesamten 
Meeresregion oder -unterregion 

Je Biotoptyp: 

— Verbreitung und Ausdehnung 
(und ggf. Volumen) des Biotop­
typen 

— Artenzusammensetzung, Abun­
danz und/oder Biomasse (räumli­
che und zeitliche Veränderun­
gen) 

— Größen- und Altersstruktur der 
Arten (soweit relevant) 

— physikalische, hydrologische und 
chemische Merkmale 

Zusätzlich für pelagische Biotop­
typen: 
— Chlorophyll a-Konzentration 

— Planktonblüten — Häufigkeit 
und räumliche Ausdehnung 

(1); (6) 

Ökosysteme, ein­
schließlich Nah­
rungs-netze 

Struktur, Funktionen und Pro­
zesse der Ökosysteme, ein­
schließlich: 
— physikalische und hydrolo­

gische Merkmale 

— chemische Merkmale 
— biologische Merkmale 

— Funktionen und Prozesse 

Räumliche und zeitliche Veränderun­
gen: 

— Temperatur und Eis 
— Hydrologie (Wellen- und Strö­

mungsregime; Auftrieb, Ver­
mischung, Verweildauer, Süß­
wasserzufluss; Meeresspiegel) 

— Bathymetrie 

(1); (4) 
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Komponente Ökosystem-bestandteile Mögliche Parameter und Merkmale (An­
merkung 1) 

Relevante qualitative De­
skriptoren gemäß Anhang I 

(Anmerkungen 2 und 3) 

— Trübung (Schwebstoff-/Sedi­
mentfrachten), Lichtdurchlässig­
keit, Schall 

— Substrat und Morphologie des 
Meeresbodens 

— Salinität, Nährstoffe (N, P), or­
ganischer Kohlenstoff, gelöste 
Gase (pCO 2 , O 2 ) und pH-Wert 

— Interaktion zwischen Biotopen 
und Arten von Seevögeln, mari­
nen Säugetieren, Reptilien, Fi­
schen und Kopffüßern 

— pelagisch-benthische Struktur 

— Produktivität 

Anmerkungen zu Tabelle 1 

Anmerkung 1: Dies ist eine indikative Liste relevanter Parameter und Merkmale 
für Arten, Biotope und Ökosysteme, die von den Belastungen 
gemäß Tabelle 2 dieses Anhangs betroffen und für die die gemäß 
Artikel 9 Absatz 3 festgelegten Kriterien relevant sind. Die für 
die Überwachung und Bewertung relevanten Parameter und 
Merkmale sollen gemäß den Anforderungen dieser Richtlinie, 
einschließlich jenen der Artikel 8 bis 11 der Richtlinie, festgelegt 
werden. 

Anmerkung 2: Die Ziffern in dieser Spalte entsprechen den jeweiligen Nummern 
in Anhang I. 

Anmerkung 3: Tabelle 1 enthält nur die zustandsbezogenen qualitativen Deskrip­
toren (1), (3), (4) und (6), für die gemäß Artikel 9 Absatz 3 
Kriterien festgelegt wurden. Alle anderen in Anhang I genann­
ten — belastungsbezogenen — qualitativen Deskriptoren können 
für alle Komponenten relevant sein. 

Anmerkung 4: Diese Artengruppen werden in Teil II des Anhangs des Beschlus­
ses (EU) 2017/848 der Kommission vom 17. Mai 2017 zur Fest­
legung der Kriterien und methodischen Standards für die Be­
schreibung eines guten Umweltzustands von Meeresgewässern 
und von Spezifikationen und standardisierten Verfahren für die 
Überwachung und Bewertung sowie zur Aufhebung des Be­
schlusses 2010/477/EU näher präzisiert (siehe Seite 43 dieses 
Amtsblatts). 

Anmerkung 5: Die Biotopklassen werden in Teil II des Anhangs des Beschlus­
ses (EU) 2017/848 der Kommission näher präzisiert. 
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Tabelle 2 

Anthropogen verursachte Belastungen, Nutzungen und menschliche Aktivitäten in der Meeresumwelt oder mit 
Auswirkungen auf diese 

2a) Anthropogen verursachte Belastungen der Meeresumwelt 
von besonderer Relevanz für Artikel 8 Absatz 1 Buchstaben a und b sowie die Artikel 9, 10 und 11 

Komponente Belastung (Anmerkung 1) Mögliche Parameter 
Relevante qualitative De­

skriptoren gemäß Anhang I 
(Anmerkungen 2 und 3) 

Biologisch Eintrag oder Ausbreitung nicht 
heimischer Arten 

Intensität und räumliche/zeit-lichen 
Schwankung der Belastung der Mee­
resumwelt und, soweit relevant, an 
der Quelle 

Zur Bewertung der Umweltaus-wir­
kungen der Belastung, relevante 
Ökosystem-elemente und -parameter 
aus Tabelle 1 auswählen 

(2) 

Eintrag mikrobieller Pathogene 

Eintrag genetisch veränderter 
Arten und Umsiedlung hei­
mischer Arten 

Verlust oder Veränderung na­
türlicher biologischer Gemein­
schaften infolge von Ackerbau 
und Tierhaltung 

Störung von Arten (z. B. an 
Brut-, Rast- und Futterplätzen) 
durch menschliche Präsenz 

Entnahme oder Mortalität/Ver­
letzung wildlebender Arten 
(durch kommerzielle Fischerei, 
Freizeitfischerei und andere 
Aktivitäten) 

(3) 

Physikalisch Physikalische Störung des 
Meeresbodens (vorübergehend 
oder reversibel) 

(6); (7) 

Physikalischer Verlust (infolge 
ständiger Veränderung des 
Substrats oder der Morpholo­
gie des Meeresbodens und der 
Entnahme von Meeresboden­
substrat) 

Änderungen der hydrologi­
schen Bedingungen 

Stoffe, Abfälle und 
Energie 

Eintrag von Nährstoffen — 
aus diffusen Quellen, aus 
Punktquellen, über die Luft 

(5) 

Eintrag organischer Materie — 
aus diffusen Quellen und 
Punktquellen 

Eintrag anderer Stoffe (z. B. 
synthetische Stoffe, nicht syn­
thetische Stoffe, Radionukli­
de) — aus diffusen Quellen, 
aus Punktquellen, über die 
Luft, durch akute Verschmut­
zungsereignisse 

(8); (9) 
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Komponente Belastung (Anmerkung 1) Mögliche Parameter 
Relevante qualitative De­

skriptoren gemäß Anhang I 
(Anmerkungen 2 und 3) 

Eintrag von Abfällen (Fest­
abfälle, einschließlich Mikro­
abfälle) 

(10) 

Eintrag von anthropogen ver­
ursachtem Schall (Impuls­
schall, Dauerschall) 

(11) 

Eintrag anderer Formen von 
Energie (einschließlich elektro­
magnetischer Felder, Licht und 
Wärme) 

Eintrag von Wasser — aus 
Punktquellen (z. B. Sole) 

2b) Nutzungen und menschliche Aktivitäten in der Meeresumwelt oder mit Auswirkungen auf diese 
von besonderer Relevanz für Artikel 8 Absatz 1 Buchstaben b und c (für Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c sind nur die 
mit Stern (*) gekennzeichneten Tätigkeiten relevant) und für Artikel 10 und 13 

Komponente Aktivität 

Physikalische Umstrukturierung von Flüs­
sen, Küstenstreifen oder Meeresboden (Was­
serwirtschaft) 

Landgewinnung 

Kanalisierung und andere Änderungen von Wasserläufen 

Küsten- und Hochwasserschutz* 

Offshore-Strukturen (ausgenommen Strukturen für die Erdöl-/Erdgas-/ 
EE-Gewinnung)* 

Umstrukturierung der Meeresbodenmorphologie, einschließlich Ausbag­
gern und Ablagern von Materialien* 

Entnahme nichtlebender Ressourcen Abbau von Mineralien (Felsgestein, Metallerze, Kies, Sand, Schill) * 

Gewinnung von Erdöl und Erdgas, einschließlich Infrastruktur* 

Gewinnung von Salz 

Entnahme von Wasser * 

Energieerzeugung Erzeugung erneuerbarer Energie (Wind-, Wellen- und Gezeitenenergie), 
einschließlich Infrastruktur* 

Erzeugung nicht erneuerbarer Energie 

Stromübertragung und Kommunikation (Kabelverlegung)* 

Entnahme lebender Ressourcen Fang oder Ernte von Fischen und Schalentieren (gewerbliche/Freizeit­
fischerei) * 

Verarbeitung von Fischen und Schalentieren* 

Ernten von Meerespflanzen* 

Jagen und Sammeln zu anderen Zwecken* 
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Komponente Aktivität 

Kultivierung lebender Ressourcen Aquakultur — Marikultur, einschließlich Infrastruktur* 

Aquakultur — Süßwasserkultur 

Landwirtschaft 

Forstwirtschaft 

Verkehr Verkehrsinfrastruktur* 

Verkehr — Seeverkehr* 

Verkehr — Luftverkehr* 

Verkehr — Landverkehr* 

Städtische und industrielle Nutzungen Städtische Nutzungen 

Industrielle Nutzungen 

Abfallbehandlung und -entsorgung* 

Tourismus und Freizeit Tourismus- und Freizeitinfrastruktur* 

Tourismus- und Freizeitaktivitäten* 

Sicherheit/Verteidigung Militärische Aktivitäten (vorbehaltlich Artikel 2 Absatz 2) 

Bildung und Forschung Forschungs-, Erhebungs- und Bildungsaktivitäten* 

Anmerkungen zu Tabelle 2 

Anmerkung 1: Die Bewertung von Belastungen soll den Umfang der Belastung 
der Meeresumwelt und gegebenenfalls den Umfang des Eintrags 
(aus Quellen an Land oder aus der Luft) in die Meeresumwelt 
umfassen. 

Anmerkung 2: Die Ziffern in dieser Spalte entsprechend den jeweiligen Num­
mern in Anhang I. 

Anmerkung 3: Tabelle 2a enthält nur die belastungsbezogenen qualitativen De­
skriptoren (2), (3), (5), (6), (7), (8), (9), (10) und (11), für die 
gemäß Artikel 9 Absatz 3 Kriterien festgelegt wurden. Alle an­
deren in Anhang I genannten zustandsbezogenen qualitativen De­
skriptoren können für jede Komponente relevant sein. 
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ANHANG IV 

Indikative Liste von Merkmalen, die bei der Festlegung von Umweltzielen 
berücksichtigt werden müssen 

(im Sinne von Artikel 10 Absatz 1 und Artikel 24) 

1. Angemessene Abdeckung der Elemente, die die Meeresgewässer unter der 
Souveränität oder den Hoheitsbefugnissen von Mitgliedstaaten innerhalb ei­
ner Meeresregion oder -unterregion kennzeichnen. 

2. Notwendigkeit, a) anhand der Definition des guten Umweltzustands Ziele 
festzulegen, die den gewünschten Gegebenheiten entsprechen, b) messbare 
Ziele und entsprechende Indikatoren festzulegen, die eine Überwachung und 
Bewertung ermöglichen, und c) operative Ziele festzulegen, die sich auf 
konkrete Durchführungsmaßnahmen zur Erreichung der Ziele beziehen. 

3. Beschreibung des zu erreichenden bzw. zu erhaltenden Umweltzustands und 
Umschreibung dieses Umweltzustands in Form von messbaren Eigenschaften 
der Elemente, die die Gewässer eines Mitgliedstaats in einer Meeresregion 
oder -unterregion kennzeichnen. 

4. Kohärenz der Ziele; keine Zielkonflikte. 

5. Darstellung der für die Erreichung der Ziele erforderlichen Ressourcen. 

6. Formulierung der Ziele, einschließlich möglicher Zwischenziele, mit Zeitvor­
gaben für ihre Erfüllung. 

7. Beschreibung von Indikatoren zur Überwachung der Fortschritte und als 
Anhaltspunkt für Entscheidungen in Bezug auf die Erreichung von Zielen. 

8. Gegebenenfalls Festlegung von Referenzpunkten (Ziel- und Grenzreferenz­
punkten). 

9. Gebührende Berücksichtigung sozialer und wirtschaftlicher Belange bei der 
Festlegung der Ziele. 

10. Prüfung der Umweltziele, der zugehörigen Indikatoren und der Ziel- und 
Grenzreferenzpunkte, die angesichts der in Artikel 1 festgelegten umwelt­
politischen Gesamtziele entwickelt worden sind, um ermitteln zu können, ob 
die Erreichung der Einzelziele dazu führen würde, dass innerhalb einer Mee­
resregion die Meeresgewässer unter der Souveränität oder den Hoheitsbefug­
nissen von Mitgliedstaaten zu dem gewünschten Zustand gelangen. 

11. Vereinbarkeit der Einzelziele mit Zielen, zu denen sich die Gemeinschaft und 
ihre Mitgliedstaaten in einschlägigen internationalen und regionalen Über­
einkommen verpflichtet haben; hierbei werden diejenigen Ziele zugrunde 
gelegt, die im Hinblick auf die Verwirklichung der in Artikel 1 festgelegten 
umweltpolitischen Gesamtziele für die betreffende Meeresregion bzw. -unter­
region die größte Relevanz besitzen. 

12. Nach Zusammenstellung der Gesamtheit von Einzelzielen und Indikatoren 
sind diese unter dem Blickwinkel der in Artikel 1 festgelegten umweltpoli­
tischen Gesamtziele gemeinsam daraufhin zu prüfen, ob die Erreichung der 
Einzelziele dazu führen würde, dass die Meeresumwelt zu dem gewünschten 
Zustand gelangt. 
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ANHANG V 

Überwachungsprogramme 

(im Sinne von Artikel 11 Absatz 1 und Artikel 24) 

In diesem Zusammenhang ist Folgendes erforderlich: 

1. Übermittlung von Informationen für eine Bewertung des Umweltzustands 
sowie zur Abschätzung der noch verbleibenden Aufgaben und der bereits 
erzielten Fortschritte im Hinblick auf den guten Umweltzustand, der anhand 
von Anhang III und der gemäß Artikel 9 Absatz 3 festgelegten Kriterien und 
methodischen Standards definiert worden ist. 

2. Gewinnung von Informationen, anhand deren sich geeignete Indikatoren für 
die Umweltziele im Sinne von Artikel 10 festlegen lassen. 

3. Gewinnung von Informationen, anhand deren sich die Folgen der Maßnah­
men im Sinne von Artikel 13 abschätzen lassen. 

4. Bestimmung der Ursache der Veränderungen und der möglichen Abhilfe­
maßnahmen, die zur Wiederherstellung des guten Umweltzustands ergriffen 
werden müssten, falls Abweichungen vom gewünschten Zustand festgestellt 
worden sind. 

5. Angaben über chemische Schadstoffe in für den menschlichen Verzehr be­
stimmten Arten aus Handelsfischereigebieten. 

6. Prüfung, ob die Abhilfemaßnahmen zu den gewünschten Veränderungen und 
nicht zu unerwünschten Nebenwirkungen führen. 

7. Bereitstellung aggregierter Informationen über eine ganze Meeresregion oder 
-unterregion im Sinne von Artikel 4. 

8. Vergleichbarkeit der Ansätze und Verfahren für die Bewertung innerhalb der 
Meeresregionen und/oder -unterregionen und zwischen ihnen. 

9. Entwicklung technischer Spezifikationen und standardisierter Überwachungs­
verfahren auf Gemeinschaftsebene, damit ein Vergleich der Informationen 
möglich ist. 

10. Gewährleistung größtmöglicher Vereinbarkeit mit bestehenden Programmen 
auf regionaler und internationaler Ebene mit dem Ziel einer optimalen Ko­
härenz zwischen diesen Programmen und zur Vermeidung von Doppelarbeit, 
wobei diejenigen Überwachungsleitlinien zugrunde gelegt werden, die für die 
betreffende Meeresregion oder -unterregion die größte Relevanz besitzen. 

11. Als Teil der in Artikel 8 genannten Anfangsbewertung Bewertung der wich­
tigsten Veränderungen der Umweltbedingungen sowie bei Bedarf Aufnahme 
neuer und sich abzeichnender Fragestellungen. 

12. Als Teil der in Artikel 8 genannten Anfangsbewertung Behandlung der in 
Anhang III aufgeführten einschlägigen Elemente, einschließlich ihrer natür­
lichen Variabilität, sowie Bewertung der Fortschritte auf dem Weg zur Er­
reichung der gemäß Artikel 10 Absatz 1 festgelegten Umweltziele, wofür 
gegebenenfalls die festgelegten Indikatoren und deren Grenz- bzw. Zielrefe­
renzpunkte heranzuziehen sind. 
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ANHANG VI 

Maßnahmenprogramme 

(im Sinne von Artikel 13 Absatz 1 und Artikel 24) 

1. Einwirkungssteuerung: Managementmaßnahmen, die den zulässigen Umfang 
einer menschlichen Tätigkeit beeinflussen. 

2. Ergebnissteuerung: Managementmaßnahmen, die das zulässige Ausmaß der 
Störung einer Komponente des Ökosystems beeinflussen. 

3. Steuerung der räumlichen und zeitlichen Verteilung: Managementmaßnahmen, 
die beeinflussen, wo und wann eine Tätigkeit erfolgen darf. 

4. Managementkoordinierungsmaßnahmen: Instrumente, mit denen sichergestellt 
wird, dass die Managementmaßnahmen koordiniert werden. 

5. Maßnahmen zur Verbesserung der Rückverfolgbarkeit von Meeresverunrei­
nigungen, sofern möglich. 

6. Wirtschaftliche Anreize: Managementmaßnahmen, die dazu führen, dass die­
jenigen, die die Meeresökosysteme nutzen, ein wirtschaftliches Interesse daran 
haben, durch ihr Handeln zur Erreichung des Ziels des guten Umweltzustands 
beizutragen. 

7. Mittel zur Schadensbegrenzung und Sanierung: Managementinstrumente zur 
Steuerung menschlicher Tätigkeiten zur Wiederherstellung geschädigter Kom­
ponenten von Meeresökosystemen. 

8. Kommunikation, Einbeziehung der Interessengruppen und Schärfung des Be­
wusstseins der Öffentlichkeit. 
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